
Strukturentwicklungsplan der Regierung sein müßte, der gleich­
zeitig auch Teil des zweiten Staatsvertrages sein müßte? Die Be­
triebe wissen nicht, wohin umschulen, die Betriebe wissen nicht, 
wohin geht die Entwicklung, wie ihre Produktion aussieht, das 
wir diesen Wirtschaftsstrukturplan bisher nicht haben, aber 
auch nicht die Ansatzpunkte in der Regierungspolitik dazu.

Dr. Romberg, Minister für Finanzen:

Wir möchten natürlich nicht zurück zu Formen zentralisti­
scher Planwirtschaft, denen wir uns mühsam entringen,

(Beifall bei der CDU/DA)

die auch das Denken der Menschen und vieler verantwortlicher 
Leute im Bereich der Wirtschaft von heute noch bestimmen. 
Und manches an Stagnation, was wir haben, rührt daher. Das 
muß man eindeutig sagen. Auf der anderen Seite, denke ich, und 
dies hat die Wirtschaftsgeschichte gezeigt, auch in klassischen 
Ländern der Marktwirtschaft, der kapitalistischen Marktwirt­
schaft, daß es Perioden gibt, in denen die öffentliche Hand ein­
fach stärker im Spiel sein muß, Dinge regulieren muß, die die 
freie Marktwirtschaft nicht regulieren kann. Ich denke an Pe­
rioden in der nordamerikanischen Wirtschaftsgeschichte - Roo­
sevelt - new deal -, habe allerdings den Eindruck, daß wir, wenn 
sich die Probleme zuspitzen werden, nicht umhin kommen, auch 
die öffentliche Hand stärker ins Spiel zu bringen, als das bisher 
der Fall gewesen ist.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie noch eine kurze Anfrage? 

(Dr. Romberg, Minister für Finanzen: Ja.)

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Minister, im Rahmen der Beschlußfassung zum Haus­
haltsplangesetz hat dieses Hohe Haus Ihrem Ministerium einen 
Auftrag erteilt, nämlich per 30. September eine Berichterstat­
tung zum Vollzug des Haushaltsplanes vorzunehmen. Sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß es sinnvoller wäre, diese Einschät­
zung anzuarbeiten, als jetzt Zahlen zwischen 10 und - wie mir 
heute hörten - 30 Milliarden einfach so zu handeln, ohne daß 
man sie untersetzen kann.

Dr. Romberg, Minister für Finanzen:

Zu den Zahlen habe ich mich geäußert, das brauche ich nicht 
zu wiederholen. Ich denke schon, Sie haben recht, daß man die­
sen Termin des 30.9. vorverlegen sollte. Verschiedene Bereiche 
müssen daran arbeiten, und ich nehme das als Anregung und 
Unterstützung für dieses Vorhaben.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie noch eine Anfrage aus der Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne?

(Dr. Romberg, Minister für Finanzen: Ja.)

Hildebrand (Bündnis90/Grüne):

Herr Minister, stimmen Sie mir zu, daß die hier genannten und 
uns bekannten derzeitigen Probleme in unserem Land die Folge 
eines grundsätzlichen politischen Fehlers sind, nämlich eines 
Fehlers der Art, daß zuerst eine Währungsunion gemacht wurde 
und nicht zuerst eine Wirtschaftsreform.

(Unruhe bei der CDU/DA)

Dr. Romberg, Minister für Finanzen:

Es hat verschiedene Vorstellungen darüber gegeben, wie wir 
den Weg in die Vereinigung gehen könnten, wirtschaftlich, wirt­
schaftspolitisch und auch politisch. Sie wissen selbst, wie sich 
diese Vorstellungen im Laufe der Zeit verändert haben, wie sich 
die Zeiträume, in denen man gedacht hat, zunehmend verkürzt 
haben. Ich denke, die Wähler haben am 18. März ein Urteil ge­
sprochen, dem wir verpflichtet sind. Wir müssen unsere Politik 
in diesem Rahmen anlegen. Das ist das Grundmuster, von dem 
wir uns leiten lassen müssen.

(Beifall bei der SPD und CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Minister. - Es hat ums Wort gebeten die Mi­
nisterin für Arbeit und Soziales, Frau Hildebrandt.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß ich ums Wort 
gebeten habe, finde ich eigentlich vom Anlaß her sehr traurig; 
denn das, was wir hier erleben mußten, ist nicht das, was wir uns 
erhofft hatten, als wir in die Koalition gegangen sind, um zu ver­
suchen, unsere ganzen Kräfte zur Erreichung eines gemeinsa­
men Ziels mit einzusetzen.

(Beifall bei der SPD und den Liberalen)

Es ist tatsächlich die ernste Sorge in Anbetracht der Situation, 
die mich dazu bringt, in die Medien, zu gehen und darauf hinzu­
weisen, wie die Verhältnisse in der DDR derzeit wirklich sind. 
Aus dem, was uns bis jetzt zur Verfügung gestellt worden ist, ha­
be ich den Eindruck, daß das wahre Ausmaß der Situation hier in 
der DDR nicht begriffen wird.

(Beifall bei SPD, PDS und den Liberalen)

Ich möchte, um die Sache Ihnen allen gegenüber vertrauens­
würdiger zu machen, darauf hinweisen, daß Sie selbst über die 
Wochen und Monate bei der parlamentarischen Arbeit, bei der 
Gesetzesarbeit und bei der Mühe, die ich mir mit der Bewälti­
gung der Probleme, mit der beginnenden Arbeitslosigkeit und 
der Vorbereitung der Maßnahmen zur Wirtschafts-, Währungs­
und Sozialunion gegeben habe, daß ich mit dieser Mühe tatsäch­
lich bewiesen habe, daß es mir um die Sache geht und ich die 
Möglichkeiten, die uns gegeben waren, ausgenutzt habe, und 
zwar mit Zähigkeit, zum Teil auch mit Ungeduld, wenn es nötig 
sein mußte, aber vor allen Dingen durch Information und Hin­
weise und das Bemühen, daß wir die technischen Möglichkeite 
die uns gegeben sind mit dem Arbeitsförderungsgesetz, mit den- 
Arbeitsämtern, mit der Organisation von Umschulung und Qua­
lifizierung wirklich ausnutzen, weil wir wußten, wie nötig es sein 
würde. Und wir haben, was uns möglich war, in der Zeit getan.

Wir haben mit den entsprechenden Vorlagen auch auf den fi­
nanziellen Zuwachs, der notwendig ist, hingewiesen. Und ich ha­
be immer wieder darauf hingewiesen, daß wir diese Mittel haben 
und weiter kriegen werden. Und jetzt müssen wir sehen, daß sie 
nicht andeutungsweise ausreichen. Die Situation ist nämlich 
nicht nur so - wie vorhin gesagt wurde -: 3,1 % Arbeitslosigkeit 
mit 272 000 Arbeitslosen - Zahlen von gestern. Sondern die Erhe­
bungen haben ergeben, daß wir 846000 Kurzarbeiter haben und 
davon 90 % mit Kurzarbeit „0“. Und das ist genau das, was ich ver­
hindern wollte, weil wir die Kurzarbeit mit Qualifizierung und 
Umschulung kombinieren wollten, weil wir die Zeit nutzen woll­
ten, um auszubilden - aber natürlich nicht bei einem solchen An­
fall von Arbeitslosen.

Wir haben also, wenn ich Ihnen das mal in Prozentzahlen sa­
gen darf, eine verdeckte Arbeitslosigkeit durch die Kurzarbeit, 
wenn wir sie so definieren - wenn wir die beiden Zahlen zu­
sammenzählen -, von über 1,1 Mio. und damit über 10 %. Verste­
hen Sie! Das ist jetzt nicht das Ende der Kette, sondern durch die 
Liquiditätskredite von 41 % im Monat Juli sind selbst die Betriebe
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